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Beschluss 

des Bayerischen Landtags 

Der Landtag hat in seiner heutigen öffentlichen Sitzung beraten und beschlossen: 

Antrag der Abgeordneten Alexander Flierl, Dr. Petra Loibl, Tanja Schorer-Dremel, 
Volker Bauer, Dr. Andrea Behr, Franc Dierl, Leo Dietz, Thomas Holz CSU, 

Florian Streibl, Felix Locke, Marina Jakob, Martin Behringer, Dr. Martin 
Brunnhuber, Susann Enders, Stefan Frühbeißer, Johann Groß, Wolfgang Hauber, 
Bernhard Heinisch, Alexander Hold, Nikolaus Kraus, Josef Lausch, Christian 
Lindinger, Rainer Ludwig, Ulrike Müller, Prof. Dr. Michael Piazolo, Bernhard Pohl, 
Julian Preidl, Anton Rittel, Markus Saller, Martin Scharf, Werner Schießl, Gabi 
Schmidt, Roswitha Toso, Roland Weigert, Jutta Widmann, Benno Zierer, Felix 
Freiherr von Zobel, Thomas Zöller und Fraktion (FREIE WÄHLER) 

Drs. 19/11673, 19/12457 

Sicherstellung praktikabler Rahmenbedingungen bei der Umsetzung der europä-
ischen Verpackungsverordnung (PPWR) 

Die Staatsregierung wird aufgefordert, 

─ sich im Rahmen der laufenden nationalen Umsetzung der europäischen Verpa-
ckungsverordnung (PPWR) gegenüber dem Bund und der Europäischen Kommis-
sion weiterhin dafür einzusetzen, dass für das in Art. 25 und Anhang V Nr. 4 vorge-
sehene Verbot von Einweg-Kunststoffverpackungen für Würzmittel, Aufstriche, So-
ßen, Kaffeesahne, Zucker und Gewürze im Gastgewerbe eine realistische, techno-
logieoffene und praxisgerechte Übergangsfrist festgelegt wird, die der tatsächlichen 
Innovations- und Marktreife alternativer Verpackungslösungen Rechnung trägt, 

─ darauf hinzuwirken, dass eine klare, rechtssichere und praxistaugliche Definition 
des Anwendungsbereichs der betroffenen Verpackungen erarbeitet wird, um Aus-
legungsunsicherheiten zu vermeiden und den Unternehmen verlässliche Planungs-
grundlagen zu geben, 

─ den Bund aufzufordern, mögliche unbeabsichtigte negative ökologische und wirt-
schaftliche Folgen des pauschalen Verbots – insbesondere im Hinblick auf Lebens-
mittelsicherheit, Hygiene, Verbraucherakzeptanz, mögliche Zunahme von Lebens-
mittelverschwendung sowie die Verfügbarkeit markttauglicher Alternativen – in der 
nationalen Umsetzung zu berücksichtigen und entsprechende Ausnahmeregelun-
gen oder Übergangslösungen zu prüfen. 

─ sich für eine innovationsfreundliche Ausgestaltung des Verpackungsrechts einzu-
setzen, damit laufende Entwicklungen zu ressourcenschonenden und kreislauffähi-
gen Verpackungen nicht durch zu frühe Verbote ausgebremst werden. 
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Die Präsidentin  

I.V. 

Tobias Reiß 

I. Vizepräsident 

 

 


